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32/07 Stempel- und Rechtsgebihren, Stempelmarken

Beachte

Tarifpost 23 Abs. 5 ist bis zum vom Bundesminister fur Inneres gemal § 24 Abs. 6 letzter Satz E GovG
kundgemachten Zeitpunkt mit der MafRgabe anzuwenden, dass die Funktion Elektronischer
Identitatsnachweis (E ID) als Funktion Blrgerkarte gilt (vgl. 8 37 Abs. 47 Z 3).

Text
8 14. Tarife der festen Stempelgebdihren fiir Schriften und Amtshandlungen.
Tarifpost
1 Abschriften
1) _ _ _ _
1.  Amtliche Abschriften, wenn sie von anderen Behdrden als Gerichten ausgestellt
und beglaubigt werden, von jedem Bogen feste Gebihr ............... 14,30 Euro,
2. nichtamtliche Abschriften, von den Parteien selbst verfasste, wenn sie von

anderen Behorden als Gerichten beglaubigt werden, von jedem Bogen feste
GEDUNE .. 7,20 Euro.

(2) Werden auf einem Bogen die Abschriften mehrerer Urkunden (Schriften) und deren Beilagen
vereint und beglaubigt, so ist die Gebuhr fiir jede Abschrift gesondert zu entrichten.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 34/2010)
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(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 130/1997)

Tarifpost

2 Amtliche Ausfertigungen

@) 1.

NG A

10.

Erteilung einer Befugnis oder Anerkennung einer Befahigung oder
sonstigen gesetzlichen Voraussetzung zur Auslibung einer
Erwerbstatigkeit, sofern nicht unten besonders angefuhrt

Ernennung zum Notare, Handelsmakler, Zulassung als Steuerberater oder
Wirtschaftsprifer, Eintragung als Rechtsanwalt oder Patentanwalt ......
Verleihung der dsterreichischen Staatsburgerschaft

a) inden Féllen des 8 10 SthG, soweit es sich nicht um solche des § 10
Abs. 4 SthG handelt,

b) inden Fallen der §8 10 Abs. 4, 11a Abs. 2, 11b oder 12 Abs. 2 StbG

c) inden Féllender 8§ 12 Abs.1Z 3,17 und 25 SthG ..............

d) inanderenalsin lit. a bis c genannten Féllen .......................

Bergfihrerblcher ..o

Tragerlegitimationen ..........coiiiiiii
Ausstellung eines LeiChenpasses ........oovvviveiiiriiiiii i,

Bewilligung zur Enterdigung einer Leiche .....................cool.

Erteilung einer bergrechtlichen Suchbewilligung oder Verlangerung von

deren Geltungsdauer, Erteilung einer bergrechtlichen Bewilligung zum

Suchen und Erforschen nichtkohlenwasserstoffiihrender geologischer

SHTUKIUFEN <. e

a) Verleihung einer Bergwerksberechtigung fur ein Grubenmald oder
eine Uberschar, Genehmigung der Ubertragung einer
Bergwerksberechtigung durch Rechtsgeschaft unter Lebenden ...

b) Anerkennung eines bergrechtlichen Gewinnungsfeldes, Erteilung
einer bergrechtlichen Speicherbewilligung oder Genehmigung der
Ubertragung einer Speicherbewilligung durch Rechtsgeschaft unter
Lebenden ... ...

Bewilligung zur Anderung des Familiennamens oder des Vornamens

vom ersten
Bogen
feste Gebuhr

83,60 Euro,

285,90 Euro,

1 115,30 Euro,
247,90 Euro,
247,90 Euro,
867,40 Euro,

16,50 Euro,
14,30 Euro,
83,60 Euro,
83,60 Euro,

382,60 Euro,

95,60 Euro,

797 Euro,
382,60 Euro.

(2) Wird die unter Z 10 genannte Bewilligung mittels eines Bescheides gleichzeitig einer Mehrheit
von Personen erteilt, fir die sie nicht schon kraft gesetzlicher Bestimmung gilt, so ist die Gebliihr so
oftmals zu entrichten, als die Anzahl dieser Personen betrégt. Die Gebuhrenentrichtung obliegt allen
Personen zur ungeteilten Hand, denen die Bewilligung erteilt wurde oder fir die sie kraft gesetzlicher
Bestimmung wirkt.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch Art. 111 B. Z 2 BG, BGBI. Nr. 170/1983)

(Anm.: Tarifpost 3 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 144/2001)

Tarifpost

4 Auszige

1)
1.

2.

Auszilige aus Amtsschriften und amtlich verwahrten Privatschriften im
allgemeinen wie amtliche Abschriften;

Ausziige, Abschriften aus Personenstandsbiichern, aus dem Partnerschaftsbuch,
aus Registern, Matriken sowie Bescheinigungen tber Geburten, Aufgebote,
Trauungen, Eintragungen einer Partnerschaft und Sterbefélle von jedem Bogen
feste Gebiihr ...

(Anm.: 3 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 144/2001)

(2) Werden zwei oder mehrere Geburts-, Trauungs- oder Sterbefélle oder Félle der Eintragung einer
Partnerschaft in einer Ausfertigung bestatigt, so ist die Gebihr von 7,20 Euro so oft zu entrichten, als
Félle bestatigt werden.
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(3) Auszlge, Abschriften und Bescheinigungen gemaR Abs. 1 Z 2, die von gesetzlich anerkannten
Kirchen oder Religionsgesellschaften ausgestellt werden, sind gebihrenfrei.

(4) Ausziige, Abschriften und Bescheinigungen gemals Abs. 1 Z 2, die fur Zwecke der Verleihung
oder der Erstreckung der Verleihung der Osterreichischen Staatshlrgerschaft ausgestellt werden, sind
gebihrenfrei; dies gilt auch fir jene ausléandischen Schriften, die in diesem Zusammenhang zum
amtlichen Gebrauch vorgelegt werden.

(5) Ausziige aus dem Register der wirtschaftlichen Eigentimer, fir die ein Nutzungsentgelt geman
§ 17 Wirtschaftliche Eigentimer Registergesetz (WiEReG), BGBI. | Nr. 136/2017, in der geltenden
Fassung, zu entrichten ist, sind gebuhrenfrei.

Tarifpost
5 Beilagen

(1) Beilagen, das sind Schriften und Druckwerke aller Art, wenn sie einer gebihrenpflichtigen
Eingabe (einem Protokoll) beigelegt werden, von jedem Bogen feste Gebtihr .................. 3,90 Euro,

jedoch nicht mehr als 21,80 Euro je Beilage.

(1a) Beilagen, die auf elektronischem Wege einer geblhrenpflichtigen Eingabe (einem Protokoll)
beigelegt werden, je Beilage. ... ....oviuiiiiiii e 3,90 Euro

(2) Die Beilagengebhr entfallt, wenn eine Schrift bei einer friheren Verwendung als Beilage bereits
vorschriftsméRig gestempelt wurde oder fiir sie eine Gebihr nach einer anderen Bestimmung dieses
Bundesgesetzes entrichtet wurde oder festzusetzen ist oder mit einem Vermerk gemaR § 13 Abs. 4
versehen ist.

(3) Von der Beilagengebihr sind befreit
1. Armutszeugnisse;

2. die in- und auslandischen offentlichen Kreditpapiere, deren Kupons und Talons und die
geldvertretenden Papiere;

3. Schriften und Druckwerke, die einem Ansuchen um Verleihung oder Erstreckung der Verleihung
der Osterreichischen Staatsbiurgerschaft oder einem Ansuchen um Erteilung oder Neuausstellung
eines Aufenthaltstitels beigelegt werden;

4. Schriften und Druckwerke, die einem Ansuchen um rickwirkende Anerkennung friherer
Zeitrdume als Teil des Umstellungszeitraumes gemald der Verordnung (EU) 2018/848 Uber die
Okologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von 06kologischen/biologischen
Erzeugnissen sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) 834/2007, ABI. Nr.L 150 vom
14.06.2018 S. 1, zuletzt gedndert durch die Delegierte Verordnung (EU) 2022/474, ABI. Nr. L 98
S. 1, beigelegt werden.

Tarifpost
6 Eingaben

(1) Eingaben von Privatpersonen (naturlichen und juristischen Personen) an Organe der
Gebietskorperschaften in  Angelegenheiten ihres oOffentlich-rechtlichen Wirkungskreises, die die
Privatinteressen der Einschreiter betreffen, feste GebUN ... 14,30 Euro.

(2) Der erhéhten Eingabengebihr von 47,30 Euro unterliegen

1. Ansuchen um Erteilung einer Befugnis oder die Anerkennung einer Befahigung oder sonstigen
gesetzlichen Voraussetzung zur Ausiibung einer Erwerbstatigkeit;

2. Ansuchen um Ernennung zum Notar, Handelsmakler, um Zulassung als Steuerberater oder
Wirtschaftsprifer, um Eintragung als Patentanwalt;

(Anm.: Z 3 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 52/2009)

4. Ansuchen um Bewilligung, auslandische Orden anzunehmen und zu tragen, um Verleihung von
Titeln und Auszeichnungen einschlieRlich jener fur gewerbliche Unternehmungen;

5. Anmeldungen einer Sorte nach dem Sortenschutzgesetz, BGBI. Nr. 108/1993, in der jeweils
geltenden Fassung.
(3) Der erhdhten Eingabengebihr

a) von 120 Euro, bei Kindern unter 6 Jahren von 75 Euro, unterliegen Ansuchen um Erteilung oder
Neuausstellung eines Aufenthaltstitels. Der im Inland tatig werdenden Gebietskdrperschaft steht
je Ansuchen ein Pauschalbetrag von 15 Euro zu;
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b) von 125,60 Euro unterliegen Ansuchen um Verleihung oder Erstreckung der Verleihung der
Osterreichischen Staatsbirgerschaft; bei Minderjahrigen betrdgt die Gebuhr 68,50 Euro;

c) von 61,50 Euro, bei Personen, die bei der Antragstellung das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, von 26,30 Euro, unterliegen Ansuchen um Erteilung oder Neuausstellung eines
Aufenthaltstitels ,,Artikel 50 EUV*. Erfolgt das Ansuchen um Erteilung oder Neuausstellung bei
einer Behorde eines Landes oder einer Gemeinde, steht dieser Gebietskdrperschaft je Ansuchen
ein Pauschalbetrag in Hohe von 15 Euro zu. Die Erteilung oder Neuausstellung ist von den
Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

d) von 30 Euro je Feldstiick unterliegen Ansuchen um riickwirkende Anerkennung friherer
Zeitraume als Teil des Umstellungszeitraumes gemal der Verordnung (EU) 2018/848. Die in
dem Verfahren ausgestellten Schriften und vorgenommenen Amtshandlungen sind von den
Verwaltungsabgaben des Bundes befreit. Erfolgt die riickwirkende Anerkennung durch eine
Behorde eines Landes, steht dieser Gebietskdrperschaft je bewilligtes Feldstick ein
Pauschalbetrag in H6he von 6,50 Euro zu.

(4) Werden Eingaben in mehrfacher Ausfertigung Uberreicht, so unterliegen die zweite und jede
weitere Gleichschrift nur der einfachen Eingabengebiihr.

(5) Der Eingabengebiihr unterliegen nicht
1. Eingaben an die Gerichte nach Mallgabe der folgenden Bestimmungen:

a) Eingaben in Justizverwaltungsangelegenheiten sind nur dann von der Eingabengebiihr befreit,
wenn hiefur eine Justizverwaltungsgebiihr vorgesehen ist;

b) von der Befreiung ausgenommen sind Eingaben an die Verwaltungsgerichte der L&nder, das
Bundesverwaltungsgericht und das Bundesfinanzgericht im Sinne des Art. 129 B-VG; der
Bundesminister fir Finanzen wird erméchtigt, fur Eingaben einschlieflich Beilagen an das
Bundesverwaltungsgericht und das Bundesfinanzgericht sowie an die Verwaltungsgerichte der
Lander durch Verordnung Pauschalgebiihren festzulegen, sowie den Zeitpunkt des Entstehens
der Gebilhrenschuld und die Art der Entrichtung der Pauschalgebiihren zu regeln;

2. Gesuche um Erteilung von Unterstiitzungen und
sonstige Eingaben im offentlichen Firsorgewesen;

3. Gesuche um die Verleihung eines Stipendiums sowie Eingaben in Unterrichtsangelegenheiten
(einschlieBlich ~ Begriindung und  Beendigung des  Schulverhdltnisses) und in
Prufungsangelegenheiten Gffentlicher oder mit dem Offentlichkeitsrecht ausgestatteter Schulen,
der Schulen im Sinne des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes, des Bundesgesetzes (iber die
Regelung des medizinisch-technischen Fachdienstes und der Sanitétshilfsdienste, sowie der
Akademien im Sinne des Bundesgesetzes Uber die Regelung der gehobenen medizinisch-
technischen Dienste und der Hebammenakademien im Sinne des Hebammengesetzes, mit
Ausnahme von Eingaben im Verfahren betreffend Eignungserklarung von Unterrichtsmitteln,
Externistenpriufungen, Nostrifikation auslandischer Zeugnisse und Ersatzbestatigungen fir
verlorene Zeugnisse;

4. Eingaben an Verwaltungsbehorden, auer an das Zollamt Osterreich in den Fallen der Z 4a, und
an die Verwaltungsgerichte der Lé&nder, das Bundesverwaltungsgericht und das
Bundesfinanzgericht in Abgabensachen;

4a. Eingaben an das Zollamt Osterreich und an das Bundesfinanzgericht in Angelegenheiten des
Zollrechts oder der sonstigen Eingangs- oder Ausgangsabgaben;

5. Eingaben in konsularischen Angelegenheiten an d&sterreichische Vertretungsbehérden im
Ausland;

6. Eingaben (Ansuchen, Antrége) in Bewirtschaftungsangelegenheiten (zum Beispiel Ansuchen um
Bezugscheine, Dringlichkeitsbescheinigungen, Kontingentscheine usw.);

7. Eingaben im Verwaltungsstrafverfahren;

(Anm.: Z 8 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 28/1999)

9. Eingaben um Befreiung von der Rundfunk-, Fernsehrundfunk- und Fernsprechgebihr sowie
Eingaben, mit denen die Ubertragung der Rundfunk- oder Fernsehrundfunkbewilligung auf eine
andere Person am angegebenen Standort beantragt wird, die Ubernahme der Bewilligung nach
dem Tod des Bewilligungsinhabers oder die Verlegung des Standortes durch den
Bewilligungsinhaber angezeigt oder der Verzicht auf die Bewilligung erklart wird;

10. Ansuchen um Aufnahme in das 6ffentlich-rechtliche Dienstverhéltnis und Eingaben 6ffentlich-
rechtlich Bediensteter und ihrer Hinterbliebenen in Dienstrechtsangelegenheiten;
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11.

12.

13.

14.
15.

16.
17.

18.

19.

20.

21,

22,

23.

24,

25.
26.

27.

28.

29.

30.

Eingaben im  Studien- und Prifungswesen der hochschulischen  postsekundéren
Bildungseinrichtungen im Sinne des §1 Abs.1 des Hochschul-Qualitatssicherungsgesetzes,
BGBI. I Nr.74/2011, und der Kkirchlichen theologischen Lehranstalten (Art.V 81 des
Konkordates zwischen dem Heiligen Stuhle und der Republik Osterreich, BGBI. Il Nr. 2/1934),
einschlieBlich der Eingaben an diese Einrichtungen im Bereich der Studienberechtigung;

Eingaben von Personen, die nicht durch berufsmaRige Parteienvertreter vertreten sind, um
Anleitung zur Vornahme von Verfahrenshandlungen wahrend eines Verfahrens;

Eingaben von Zeugen und Auskunftspersonen zur Erlangung der gesetzlich vorgesehenen
Zeugengebihren;

Verlustanzeigen;

Anfragen um Bekanntgabe, welches Organ einer Gebietskdrperschaft fur eine bestimmte
Angelegenheit zustandig ist;

Anfragen lber Ausbildungsméglichkeiten;

Eingaben, mit welchen in einem anhé&ngigen Verfahren zu einer vorangegangenen Eingabe eine
erganzende Begrlindung erstattet, eine Erledigung urgiert oder eine Eingabe zuriickgezogen wird;
Eingaben nach den landesgesetzlichen Vorschriften zur Férderung des Wohnbaues und der
Wohnhaussanierung;

Eingaben in Angelegenheiten des AuBenhandelsgesetzes und auf Grund einer auf Artikel 113 des
Vertrages zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft gestiitzten Verordnung im Bereich der
handelspolitischen Malinahmen;

Einwendungen und Stellungnahmen zur Wahrung der rechtlichen Interessen zu Vorhaben der
Errichtung oder Inbetriebnahme von Bauwerken und Anlagen aller Art sowie im Verfahren zur
Genehmigung solcher Vorhaben dies gilt nicht fir Eingaben des Bewilligungswerbers;

Eingaben an die parlamentarischen Organe und Einrichtungen (die Prasidenten des Nationalrates,
die Prasidenten des Bundesrates, die parlamentarischen Ausschiisse, die AusschulRobmanner
sowie die Parlamentsdirektion);

Eingaben an gemalR §40a KFG 1967, BGBI. Nr. 267, in der jeweils geltenden Fassung,
eingerichtete Zulassungsstellen;

Antrdge auf Bekanntgabe von Umweltdaten nach dem Umweltinformationsgesetz, BGBI.
Nr. 495/1993, in der jeweils geltenden Fassung, und nach gleichartigen landesgesetzlichen
Vorschriften;

Ansuchen um Ausstellung und Vornahme der in § 14 Tarifpost 8 Abs. 1, 1a, 4a, 4b und 4c,
Tarifpost 9 und Tarifpost 16 angefiihrten Schriften und Amtshandlungen;

Anfragen Uber das Bestehen von Rechtsvorschriften oder deren Anwendung;

Eingaben um Ausstellung von Genehmigungen oder Bescheinigungen in Angelegenheiten der
Verordnung (EG) Nr. 338/97 (ber den Schutz von Exemplaren wildlebender Tier- und
Pflanzenarten durch Uberwachung des Handels, ABI. Nr. L 61 vom 03.03.1997 S. 1, zuletzt
geéndert durch die Verordnung (EU) 2021/2280, ABI. Nr. L 473 S. 1;

Eingaben um Ausstellung von Strafregisterbescheinigungen fir ehrenamtliche Sanitéter geman
8 14 Abs. 1 Z 1 Sanitatergesetz;

Eingaben um Ausstellung von Strafregisterbescheinigungen fir freiwilliges Engagement im
Rahmen von Freiwilligenorganisationen gemdl § 3 Abs. 1 Freiwilligengesetz;

Antrage, die im Zusammenhang mit dem Register der wirtschaftlichen Eigentimer gestellt
werden, und diesbeziigliche Rechtsmittelverfahren, wenn der Rechtszug an das
Bundesfinanzgericht geht;

Ansuchen um Austausch einer bis zum Ablauf des Ubergangszeitraumes ausgestellten
Bescheinigung des Daueraufenthaltes (§ 53a NAG), einer Daueraufenthaltskarte (§ 54a NAG)
oder eines Aufenthaltstitels ,,Daueraufenthalt — EU“ (§ 45 NAG) gegen den Aufenthaltstitel
,Artikel 50 EUV*. Der Bundesminister fiir Finanzen wird davon abweichend erméchtigt, mittels
Verordnung Pauschalgebuhren fiir das Ansuchen um Austausch eines gultigen
Daueraufenthaltsdokumentes oder inlandischen Einwanderungsdokumentes gegen ein neues
Aufenthaltsdokument festzusetzen.

Tarifpost

7 Protokolle (Niederschriften)
(1) 1. Protokolle, die an Stelle einer Eingabe errichtet werden, unterliegen der fur die Eingabe, die
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sie vertreten, in der Tarifpost 6 festgesetzten Gebiihr. Dies gilt nicht fur Protokolle, die
Eingaben an die Gerichte vertreten; in Justizverwaltungsangelegenheiten jedoch nur, wenn
hiefir eine Justizverwaltungsgebihr vorgesehen ist
2. Befunde und Vernehmungen anlaglich der Erteilung eines amtlichen
Zeugnisses oder einer amtlichen Bewilligung auf Einschreiten von
Privatpersonen von jedem Bogen feste Gebihr ........................... 14,30 Euro;
(Anm.: Z 3 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 144/2001)

4. Protokolle (Niederschriften) tiber
a) eine Hauptversammlung einer Aktiengesellschaft vom ersten Bogen

feste GeDUNK ... 285,90 Euro,
b) eine Versammlung der Gesellschafter einer Gesellschaft mit
beschrankter Haftung vom ersten Bogen feste Gebihr ................... 142,90 Euro.

(Anm.: lit ¢ Aufgehoben durch Art. | Z 15 BG, BGBI. Nr. 668/1976)
5. Protokolle (Niederschriften) iber Verlosungen oder Auslosungen von

Wertpapieren vom ersten Bogen feste Geblhr ...l 107,80 Euro;
6. Protokolle Uber die Aufnahme eines Wechsel(Scheck)protestes, wenn sie
vom Notar aufgenommen werden ..............ooooiiiiiiiiiiiii 14,30 Euro.

(2) Protokolle (Niederschriften) nach Abs. 1 Z 4 lit. a und b, die ausschlieRlich die Anpassung der
Satzungen oder der Gesellschaftsvertrdge an die Bestimmungen des 1. Euro-Justiz-Begleitgesetzes,
BGBI. I Nr. 125/1998, zum Gegenstand haben, sind gebihrenfrei.

(3) Protokolle und Niederschriften, die fur Zwecke der Verleihung oder Erstreckung der Verleihung
der osterreichischen Staatsbirgerschaft errichtet werden, sind gebUhrenfrei.

Tarifpost
8 Einreise- und Aufenthaltstitel
(1) Einbringung eines Antrages auf Erteilung eines Einreisetitels als Aufenthaltsvisum (Visum fir

den langerfristigen Aufenthalt, Visum D) fiir Personen iiber 6 Jahren.................. 150 Euro
(1a) Einbringung eines Antrages auf Erteilung eines Einreisetitels als Aufenthaltsvisum (Visum fir
den langerfristigen Aufenthalt, Visum D) fiir Kinder unter 6 Jahren.................. 75 Euro

(2) 1. Gebihrenfrei ist die Einbringung eines Antrages auf Erteilung eines Visums fiir:

a) Forscher aus Drittstaaten, die sich im Sinne der Empfehlung 2005/761/EG, ABI. Nr. L 289
vom 03.11.2005 S. 23, zu Forschungszwecken innerhalb der Gemeinschaft bewegen,

b) begunstigte  Drittstaatsangehérige  im  Sinne  des 8§82 Abs.4 Z11 des
Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG);

2. die Einbringung eines Antrages auf Erteilung eines Einreisetitels gemalR Abs. 1 und 1la, wenn
diese der Wahrung kultureller, aufRenpolitischer, entwicklungspolitischer, humanitéarer oder
sonstiger erheblicher 6ffentlicher Interessen dienen oder daflir eine volkerrechtliche
Verpflichtung besteht, sowie Diplomatenvisa und Dienstvisa, sofern Gegenseitigkeit besteht, sind
von den Gebihren befreit.

(3) Die Gebuhrenschuld fur den Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gema Abs. 1 und la
entstent mit der Uberreichung des Antrages. Gebihrenschuldner ist derjenige, fur den oder in dessen
Interesse der Antrag gestellt wird.

(4) Erteilung, Ausfolgung und Neuausstellung eines Aufenthaltstitels durch eine Behérde mit dem
Sitz im Inland

1. auf Antrag

a) befristeter Aufenthaltstitel (§ 8 Abs. 1 Z 1 bis 6, 8 bis 12 NAG) ....ccccecv cevvvvieieieniene. 20 Euro,
bei Kindern UNtEr 6 JANIEN ......c.coooviiiie ettt beesteesbeeseee e 50 Euro,

b) unbefristeter Aufenthaltstitel (§ 8 AbS. 1 Z 7 NAG) ..ccvoereivrereiiirieies e 70 Euro,
bei Kindern UNter 6 JANIEN .........oooeiiiee ettt eveesebeeebee e 100 Euro,

2. VON AIMES WEGEIN .ottt sttt ettt et ekt e e sb e s beesbe e sbeenbes beenbessnesseenbeens 140 Euro.

(4a) Ausstellung
1. einer Anmeldebescheinigung (8 9 Abs. 1 Z1 NAG) oder einer Bescheinigung des

Daueraufenthalts (8 9 ADS. 2 Z 1 NAG) ..coviiiiiiiii et et 15 Euro,
2. einer Daueraufenthaltskarte (§ 9 Abs. 2 Z2 NAG) oder einer Aufenthaltskarte fiir
Angehdrige eines EWR-Birgers (8 9 AbS. 1 Z 2 NAG) ...ocevvviveiiiiiniiiies e 56 Euro.
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(4b) Abnahme der erforderlichen erkennungsdienstlichen Daten bei Antragstellung oder Erteilung
von Amts wegen ausgenommen in Verfahren zur Erteilung oder Neuausstellung eines Aufenthaltstitels
»Artikel 50 EUV® .. ..20 Euro.
Erfolgt die Abnahme dleser Daten durch eine Behorde eines Landes oder einer Gemelnde steht dieser
Gebietskdrperschaft der Betrag zur Ganze zu.

(4c) Ausstellung

1. einer Karte flr Geduldete (8§ 462 FPG) ......ccocvvuviriiiiiinesesese e ceresienieneneens 26,30 Euro,
2. einer Identitatskarte fur Fremde (8 948 FPG) ....ccooveiiiiiiiieicene e e 56 Euro,
3. eines Lichtbildausweises flir EWR-BUrger (§ 9 AbS. 3 NAG) ..coccovvvvrieier cvvvrriereneeieens 56 Euro.

(5) Die Erteilung und Neuausstellung von Aufenthaltstiteln gemar Abs. 4, die Dokumentationen des
unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts gemdaR Abs.4a und Schriften gem&B Abs. 4c sind von den
Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

(6) Hinsichtlich des Entstehens der Gebilihrenschuld und des Gebiihrenschuldners bei
Aufenthaltstiteln gemaR Abs. 4, bei Dokumentationen des unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts gemaR
Abs. 4a sowie bei Schriften gemdl Abs. 4c gilt der Abs. 3 sinngemdR. Erfolgt die Ausfolgung eines
Aufenthaltstitels gemaB Abs. 4, einer Dokumentation des unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts geméaR
Abs. 4a oder einer Schrift gemaR Abs. 4c durch eine Behdrde eines Landes oder einer Gemeinde, steht
dieser Gebietskorperschaft je erteiltem Dokument ein Pauschalbetrag zu. Der Pauschalbetrag betrégt im
Falle des Abs.4 Z 1 lit.a 20 Euro, im Falle des Abs.4 Z1 lit.b und Z2 35Euro je erteiltem
Aufenthaltstitel, im Falle des Abs. 4a Z 1 3 Euro und im Falle des Abs. 4a Z 2 35 Euro je ausgestellter
Dokumentation des unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts. Im Falle des Abs.4c Z1 steht der
Gebietskorperschaft der gesamte Betrag, im Falle des Abs. 4c Z 2 und 3 der Betrag von 35 Euro zu. Bei
Abnahme der Daten nach Abs. 4b sind flr das Entstehen der Gebuhrenschuld § 11 Abs. 1 Z 3 und fr die
Person des Gebihrenschuldners § 13 Abs. 1 Z 3 anzuwenden. Die Behdrde darf auf Antrag erteilte
Aufenthaltstitel (Abs. 4 Z 1), Dokumentationen des unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts (Abs. 4a),
ausgenommen in jenen Féllen, in denen die Dokumentationen von Amts wegen ausgestellt werden, sowie
Schriften gemal Abs. 4c nur nach erfolgter Entrichtung der Gebduhr aushéndigen.

Tarifpost
9 Reisedokumente
(1) Reisepdsse

1. gewdhnlicher Reisepass, Fremdenpass, Konventionsreisepass ...................... 75,90 Euro
2. Reisepass geméal § 17 Abs. 2 erster Satz Passgesetz ..............oveviveeeeenrnnnnenss 100 Euro
2a. Reisepass geméaR § 17 Abs. 2 zweiter Satz Passgesetz .........cooovvvveviiiiiinnnnns 220 Euro
3. Reisepass gemal § 8 ADS. 5 PaSSHESELZ ... ..veieiiiee e 30 Euro
4. Reisepass gemal § 8 Abs. 5 in Verbindung mit § 17 Abs. 2 erster Satz
PASSUESELZ ..veiuvieiiieiie sttt e e eabe e te e tbaeaaeenan s e n e 45 Euro
4a. Reisepass gemal 8 8 Abs. 5 in Verbindung mit 8 17 Abs. 2 zweiter Satz
PSS ZESCtZ v utitt ittt 165 Euro
5. Erweiterung des Geltungsbereiches ... 66 Euro

(Anm.: Z 6 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 79/2009)
7. sonstige iiber Antrag erfolgte Anderungen oder Erganzungen, ohne Riicksicht

aufderen Anzahl ... ..o 28,50 Euro
8. Ausstellung eines 1dentitatSauSWEISeS .........oovviviriniiiiii e, 61,50 Euro
(2) Passersatze
1. PersONalAUSWEIS .. ....niete ettt et 61,50 Euro,
la. Personalausweis fur eine Person, die bei der Antragstellung das 16. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat .......... ..o 26,30 Euro
2. sonstiger Passersatz (zB Grenzkarte, Ausflugsschein)
a) Bewilligung zum einmaligen Grenzibertritt ................ccooiiiiiiinnnn 1,10 Euro,
b) Bewilligung zum mehrmaligen Grenzubertritt
— bei einer Gultigkeitsdauer bis zu einem halben Jahr .......................... 2,30 Euro,
— bei einer Gultigkeitsdauer von mehr als einem halben Jahr ................. 3,50 Euro,
c) Bewilligung zum mehrmaligen Grenzubertritt im Ausflugsverkehr fir
mehrere Personen (Sammelausflugsschein) je Person ......................... 2 Euro.

(3) Die Ausstellung der in den Abs. 1 und 2 angefilhrten Schriften und die Vornahme der darin
angefiihrten Amtshandlungen sind von den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.
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(4) Die Gebihrenschuld entsteht mit der Hinausgabe (Aushandigung) des Reisedokumentes durch
die Behorde. Gebiihrenschuldner ist derjenige, fir den oder in dessen Interesse das Reisedokument
ausgestellt wird. Der Gebiihrenschuldner hat bei Uberreichung des Antrages auf Ausstellung des
Reisedokumentes eine Vorauszahlung in Hohe der voraussichtlichen Gebiihr zu entrichten. Die
Vorauszahlung ist auf Antrag zu erstatten, wenn keine Gebiihrenschuld entsteht. § 241 Abs. 2 und 3 BAO
gelten sinngeméaB. Die Behdrde darf das Reisedokument nur nach erfolgter Entrichtung der Gebdiihr
aushandigen.

(5) Erfolgt die Ausstellung des Reisedokumentes durch eine Behdrde eines Landes oder einer
Gemeinde, steht dieser Gebietskorperschaft je Reisedokument ein Pauschalbetrag zu.

1.

2.

Der Pauschalbetrag betragt, wenn der Antrag vor dem 2. August 2021 gestellt wird, in den Féallen

—0BS ADS. L Z Lottt et ete aheesreeirearens 53,03 Euro,
—BS ADS. 1 Z 2. et —areesbe e aae et s 79 Euro,
—BS ADS. 1 Z 28 ..ttt teebeeareeare e 199 Euro,
—0BS ADS. 1 Z 5. —eibee e 34,50 Euro,
—0BS ADS. L Z Bttt eats shaesbeeirearens 30,50 Euro,
—0ES ADS. 2 Z L. .ot —areesbeesae e s 35 Euro.

Abweichend von Z 1 betragt der Pauschalbetrag, wenn der Antrag nach dem 1. August 2021
gestellt wird, in den Fallen

—0ES ADS. L Z L. i —eiteeenraenres 53,03 Euro,
o [T Y oL A TR 79 Euro,
o [T Y oL - WU 199 Euro,
—BS ADS. 1 Z 5. e seebe e 34,50 Euro,
—0ES ADS. 1 Z 8. eeiree e et 30,50 Euro,
—0ES ADS. 2 Z L. oo —ebee e e res 40,13 Euro.

In den Féllen des Abs. 1 Z 1, 2 und 2a erhoht sich der Pauschalbetrag um 0,84 Euro, wenn der
Reisepass mit einem zuséatzlichen Sekundarlichtbild in der Personaldatenseite ausgestattet ist.

. Abweichend von Z 1 und Z 2 betragt der Pauschalbetrag, wenn der Antrag ab dem 1. Juli 2023

gestellt wird, in den Fallen

—0ES ADS. L Z L. e bbb —eibeeenrae et 59,10 Euro,
S ADS. 1 Z 2. —aira et 85,07 Euro,
o [T Y oL - W 205,07 Euro,
B0 [T Y oL A 34,50 Euro,
—0BS ADS. 1 Z 8. bbb —ebreenae s 30,50 Euro,
—0BS ADS. 2 Z L. oo bbb —ebee e 40,13 Euro.

Wird das Datum des 1. Juli 2023 gemdl § 25 Abs. 21 erster Satz Passgesetz 1992, in der Fassung
BGBI. | Nr. 123/2021, durch eine Verordnung des Bundesministers fir Inneres gemal § 25
Abs. 21 zweiter Satz Passgesetz 1992, in der Fassung BGBI. | Nr. 123/2021, verschoben, sind die
Pauschalbetrége fiir Antrége, die ab dem durch die Verordnung festgesetzten Zeitpunkt gestellt
werden, anzuwenden.

. In den Fallen des Abs. 1 Z 3, 4 und 4a sowie des Abs. 2 Z 1a und 2 steht der Gebietskorperschaft

der gesamte Betrag zu.

Tarifpost
10 Schriften in Patent-, Gebrauchsmuster-, Marken- und Musterangelegenheiten
1) N
1. Anmeldungen von Patenten, Gebrauchsmustern, Schutzzertifikaten oder
Halbleiterschutzrechten, Schutzzertifikatsverlangerungen, Antrage auf Recherchen
und Gutachten, Einspriiche oder Widerspriiche, je Antrag .............ccoveveveviennenens 50 Euro
2. Anmeldungen oder Warenerweiterungen von Marken, je Antrag ............c......... 30 Euro
3. Anmeldungen von MUSLern, je ANLrag .......ccoveeerininieer e eeree e 20 Euro

(Anm.: Z 4. aufgehoben durch BGBI. | Nr. 70/2013)

5.

Antrage zur Einleitung von Verfahren vor der Nichtigkeitsabteilung, je Antrag
230 Euro

(Anm..:“Z“é. aufgehoben durch BGBI. | Nr. 70/2013)

7.

Antrége auf Anderung des Namens oder der Firma des Anmelders oder 40 Euro
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Rechtsinhabers, Antrage auf Anderung des Anmelders oder Rechtsinhabers, auf
Eintragung oder Loschung einer Lizenz oder Lizenzibertragung, eines
Pfandrechtes oder eines sonstigen, insbesondere dinglichen Rechtes, sowie
Antrage auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, je Antrag ........................

8. Antrége auf Eintragung einer Streitanmerkung, je Antrag ................cccoeveninn.. 15 Euro
9. Antrage auf Veroffentlichung oder Berichtigung von Ubersetzungen europaischer

Patentschriften, je ANTrag .......oooviririi e 30 Euro

10. RegiSterauszige, J& AUSZUG .....ouvntnr ittt et et etee et ettt et et et eeaeaeeanns 23 Euro

11.  Prioritatshelege, Je BEIEQ ....o.oviriiie i 75 Euro.

(2) Wird vom Patentamt zur Geltendmachung von Prioritatsrechten in anderen Landern gleichzeitig
die  Herstellung  mehrerer  Abschriften  (Prioritatsbelege) von  Patentanmeldungen  oder
Gebrauchsmusteranmeldungen begehrt, so ist die Gebihr nur flr eine Abschrift (Prioritatsheleg) zu
entrichten; auf der zweiten und jeder weiteren Abschrift ist vom Patentamt ein Vermerk Uber die
Gebuhrenfreiheit nach dieser Bestimmung anzubringen.

(3) Eingaben gemal Abs.1 Z 1 bis 9 und Eingaben um Ausstellung der in Abs.1 Z 10 und 11
angefiihrten Schriften sind von der Gebuhrenpflicht des § 14 Tarifpost 6 Abs. 1 befreit. Beilagen, die
einer gemal Abs. 1 gebiihrenpflichtigen Eingabe oder Niederschrift beigelegt oder zu dieser nachgereicht
werden, sind von der Gebuhrenpflicht des § 14 Tarifpost 5 befreit. Registerausziige gemal Abs. 1 Z 10
sind von der Gebuhrenpflicht des § 14 Tarifpost 4 Abs. 1 Z 2 und Abschriften von der Gebihrenpflicht
des § 14 Tarifpost 1 befreit.

Tarifpost
11 Waffendokumente
(1) Waffenbesitzkarte
1. Ausstellung einer Waffenbesitzkarte 74,40 Euro
a) sofern der Besitz von mehr als zwei Schusswaffen erlaubt wird, zusétzlich 43 Euro
b) sofern dadurch eine Ausnahme vom Verbot des § 17 Abs. 1 oder 2 bewilligt
wird, zusétzlich 43 Euro
(2) Waffenpass
1. Ausstellung eines Waffenpasses 118,40 Euro
a) sofern der Besitz von mehr als zwei Schusswaffen erlaubt wird, zusétzlich 87 Euro
b) sofern dadurch eine Ausnahme vom Verbot des § 17 Abs. 1 oder 2 WaffG
bewilligt wird, zusatzlich 87 Euro
2. Ausstellung eines Waffenpasses fiir Schusswaffen der Kategorie C oder D 118,40 Euro

(3) Der Antrag auf Ausstellung eines Waffendokumentes ist von der Gebuhrenpflicht des § 14
Tarifpost 6 befreit. Die Ausstellung der in Abs. 1 und 2 genannten Waffendokumente und die VVornahme
der darin angefiihrten Amtshandlungen sind von den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

(4) Die Gebuhrenschuld entsteht mit der Hinausgabe (Aushandigung) des Waffendokuments durch
die Behorde. Gebuhrenschuldner ist derjenige, fur den das Waffendokument ausgestellt wird. Der
Gebuhrenschuldner hat bei Stellung des Antrags auf Ausstellung eines Waffendokuments eine
Vorauszahlung in Hohe der voraussichtlichen Gebihr zu entrichten. Die Vorauszahlung ist auf Antrag zu
erstatten, wenn keine Gebihrenschuld entsteht. § 241 Abs. 2 und 3 BAO gelten sinngeméR. Die Behodrde
darf das Waffendokument nur nach erfolgter Entrichtung der Gebiihr aushéndigen.

(5) Erfolgt die Ausstellung eines Waffendokuments durch eine Behorde eines Landes oder einer
Gemeinde, steht dieser Gebietskorperschaft je Waffendokument ein Pauschalbetrag zu. Dieser betrdgt in
den Fallen

—0ES ADS. L Z 1 oo s 56,20 Euro
—deSADS. T Z 11t AUNA D oo e 99,20 Euro
—ES ADS. 2 Z 1 UNA 2 ..ottt aae eeraeareeaaes 100,20 Euro
—deSADS. 2 Z 1 lit. AUNA D oo et 187,20 Euro.
Tarifpost
12 Auslénderbeschéftigungsverfahren
(1) Antragsgebiihr
1. Ansuchen um Ausstellung der in Abs. 2 Z 1 angeflhrten Schrift ...........c... oo 26 Euro
2. Ansuchen um Ausstellung der in Abs. 2 Z 2 bis Z 9 angefiihrten Schriften ....................... 20 Euro
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3. Ansuchen um Registrierung als Stammsaisonier gemdR 85 Abs.6a des

Auslanderbeschaftigungsgesetzes (AusIBG), BGBI. Nr. 218/1975........cc... covvevivnciennenn. 20 Euro
(2) Erledigungsgebuhr
1. Ausstellung einer Entsendebestatigung gemal § 18 Abs. 12 AUSIBG......... cococvrevienienenen, 8 Euro
2. Ausstellung einer Sicherungsbescheinigung geméR § 11 AuSIBG .......cccccct cverviieniecnen, 14 Euro
3. Ausstellung einer Entsendebewilligung gemdl § 18 Abs. 1 AUSIBG .......... ccceeevreriecnen, 12 Euro
4. Ausstellung einer Beschaftigungsbewilligung gemdaR §8 4 und 5 AusIBG.. ........cccceeveuneee. 12 Euro
5. Ausstellung einer Bestatigung gemaR § 3 Abs. 8 AUSIBG.........ccccoeiiiiis v, 20 Euro
6. Schriftliche Feststellung gemé&R § 2 Abs. 4 AusIBG, dass ein wesentlicher Einfluss

auf die Geschaftsfihrung der Gesellschaft durch den Gesellschafter tatsachlich

PersOnlich auSGEUDt WK ...........ccoeiiiiii e e 6 Euro
7. Ausstellung einer Anzeigebestatigung fir Au-Pair-Kréfte gemdR §1 Z 10 der

Auslanderbeschéftigungsverordnung, BGBI. Nr. 609/1990, in der Fassung der

Verordnung BGBI. T NF. 263/2019 ........cociiiieiieieienese ettt e 12 Euro

8. Ausstellung einer Anzeigebestéitigung gemal § 3 Abs. 5 AusIBG flr Auslénder, die
als Volontére, Ferial- oder Berufspraktikanten oder Praktikanten beschaftigt werden........ 12 Euro

9. Ausstellung einer Anzeigebestatigung gemaR § 18 Abs. 3 AusIBG fir Ausléander,
die eine Schulungs- bzw. Aus- und WeiterbildungsmalBnahme absolvieren ....................... 12 Euro

10. Ausstellung einer Bestatigung Uber die Registrierung als Stammsaisonier gemaR & 5
ADS. B2 AUSIBG ...t et erbe e nre e ereenes 15 Euro

11. Von Amts wegen ausgestellte Beschaftigungsbewilligung geméBR § 4c Abs. 1
AN |2 TP 7 Euro
12. Von Amts wegen ausgestellter Befreiungsschein gemafi § 4c Abs. 2 AusIBG ................... 90 Euro

13.Von Amts wegen ausgestellte Beschaftigungsbewilligung gemal § 19 Abs. 7
AN 01 |2 SRR 7 Euro

(3) Die Gebuhrenschuld fiir Antrage gemal Abs. 1 entsteht mit Zustellung der das Verfahren in einer
Instanz abschlieenden schriftlichen Erledigung. Die Gebuhrenschuld fur die Ausstellung der Schriften
gemall Abs. 2 entsteht mit deren Hinausgabe.

(4) Geblhrenschuldner ist in den Fallen des Abs. 1 derjenige, in dessen Interesse der Antrag gestellt
wird. Gebihrenschuldner ist in den Fallen des Abs. 2 derjenige, fur den oder in dessen Interesse die
Erledigung ausgestellt wird.

(5) Antrage gemal Abs. 1 sind von der Gebihrenpflicht des § 14 Tarifpost 6 befreit. Schriften
geméR Abs. 2 sind von der Gebuhrenpflicht des § 14 Tarifpost 2 und 14 befreit.

(6) Die Ausstellung der in Abs. 2 angefiihrten Schriften und die in diesen Verfahren
vorgenommenen Amtshandlungen sowie die Vornahme der in Abs. 2 angefiihrten Amtshandlungen sind
von den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

Tarifpost
13 Unterschriftsbeglaubigungen

Beurkundung der Echtheit von Unterschriften oder von Handzeichen durch Notare oder andere zur
Beurkundung befugte Personen (Urkundspersonen) sowie durch vergleichbare ausléandische
Urkundspersonen, sofern die die Beglaubigung enthaltende Schrift geeignet ist, die Echtheit der
Unterschriften oder Handzeichen nicht nur gegeniiber einer bestimmten Behdrde oder einem bestimmten
Gericht zu bekunden, von jedem Bogen feste GEbUNT ..........cccovvvieii i, 14,30 Euro.

Tarifpost
14 Zeugnisse

(1) Amtliche Zeugnisse, das sind Schriften, die von Organen der Gebietskorperschaften oder von
ausléndischen Behdrden oder Gerichten ausgestellt werden und durch die persénliche Eigenschaften oder
Féahigkeiten oder tatsdchliche Umstande bekundet werden, von jedem Bogen feste Gebiihr ...14,30 Euro.

(2) Der Gebihr unterliegen nicht

1. Armutszeugnisse, auch als Beilagen stempelpflichtiger Eingaben und Protokolle;
2. Zeugnisse, die im dffentlichen Flrsorgewesen beizubringen sind;
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.
17.
18.

19.

20.

21,

22,

23.

24,

25.

. Impfzeugnisse;
. Zeugnisse in Unterrichtsangelegenheiten von offentlichen oder mit dem Offentlichkeitsrecht

ausgestatteten Schulen, von Schulen im Sinne des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes, des
Bundesgesetzes Uber die Regelung des medizinisch-technischen Fachdienstes und der
Sanitétshilfsdienste, sowie der Akademien im Sinne des Bundesgesetzes uber die Regelung der
gehobenen medizinisch-technischen Dienste und der Hebammenakademien im Sinne des
Hebammengesetzes, mit Ausnahme der Zeugnisse (iber Externistenpriifungen;

. Zeugnisse zur Rechtfertigung des Fernbleibens der Schiiler vom Unterricht in diesen Schulen;
. Zeugnisse in Studienangelegenheiten im Bereich der hochschulischen postsekundéren

Bildungseinrichtungen im Sinne des §1 Abs.1 des Hochschul-Qualitatssicherungsgesetzes,
BGBI. I Nr.74/2011, und der Kkirchlichen theologischen Lehranstalten (Art.V 81 des
Konkordates zwischen dem Heiligen Stuhle und der Republik Osterreich, BGBI. Il Nr. 2/1934),
einschlieBlich der Zeugnisse dieser Einrichtungen im Rahmen der Studienberechtigung;

. Zeugnisse Uber die Anmeldung des Ubertrittes von einem Glaubensbekenntnisse zu einem

anderen;

. Zeugnisse, die aus Sanitétsriicksichten von einer offentlichen Behdrde oder einem Amte

gefordert werden;

. Zeugnisse zum Nachweise der Voraussetzungen fur den Bezug eines Unterhaltsbeitrages von

einer Gebietskorperschaft, einer offentlichen Anstalt, einem Privatpensionsinstitut, einer
Versorgungsanstalt;

Zeugnisse Uber die erflillte Verbindlichkeit zur Lesung von Messen, behufs der Erfolglassung des
daruiber gewidmeten Betrages oder der dafir gestifteten Rente;

Zeugnisse, durch die eine in 6ffentlichen Angelegenheiten zu legende Rechnung belegt werden
mubB;

Klauseln, die auf Grund besonderer Rechtsvorschriften einzelnen Urkunden der Kontrolle wegen
oder zur Beglaubigung amtlich beigefligt werden missen;

Zeugnisse Uber vertragsmalige Leistungen an Gebietskorperschaften oder ¢ffentliche Anstalten
uber die Qualitat dieser Leistungen oder die Einhaltung der Vertragsbedingungen, damit die
Unternehmer zur Befriedigung ihrer Forderung gelangen kénnen;

Waagzettel, solange davon kein amtlicher Gebrauch durch Verwendung als Beilage gemacht
wird;

Ausziige aus Tauf-, Geburts-, Trauungs- und Sterberegistern und aus dem Partnerschaftsbuch,
dann Zeugnisse (ber Geburts-, Trauungs-, Todesfalle und Falle der Eintragung einer
Partnerschaft um die im diplomatischen Wege von auswartigen Behorden entweder durch die
Osterreichischen Gesandtschaften im Ausland oder durch die fremden, hierlands anwesenden
Gesandten angesucht wird, bei reziprokem Verfahren, solange sie im Ausland verwendet werden;
Abstammungspapiere, die im Interesse der Landestierzucht fiir Zuchttiere zu erbringen sind;
Zeugnisse der Reisenden in Bergfuhrerbiichern und in Trégerlegitimationen;

Ursprungszeugnisse sowie auf Handelsrechnungen angebrachte Vidierungsvermerke, die von in-
oder auslandischen Einfuhrbehdrden bei der Eingangsabfertigung von Waren verlangt werden;
Bestatigungen zum Nachweis, dafl im Zollverfahren eine Gesamtsicherheit oder eine Befreiung
von der Sicherheitsleistung bewilligt worden ist;

An- und Abmeldevermerke, die von den Meldebehdrden anlaRlich der An- oder Abmeldung auf
den Meldezetteln angebracht werden;

Kursbesuchsbestatigungen, die von juristischen Personen im Sinne des § 4 des Bundesgesetzes
Uber die Forderung der Erwachsenenbildung und des Volksbichereiwesens aus Bundesmitteln,
BGBI. Nr. 171/1973, ausgestellt werden;

Zeugnisse, die von gemaR § 40a KFG 1967, BGBI. Nr. 267, in der jeweils geltenden Fassung,
eingerichteten Zulassungsstellen in Erfillung der ihnen Ubertragenen Aufgaben ausgestellt
werden;

VerschluRanerkenntnisse, die auf Grund zollrechtlicher Vorschriften vom Zollamt Osterreich
ausgestellt oder anerkannt werden;

Bescheinigungen in Angelegenheiten der Verordnung (EG) Nr. 338/97 uber den Schutz von
Exemplaren wildlebender Tier- und Pflanzenarten durch Uberwachung des Handels, ABI.
Nr. L 61 vom 03.03.1997 S. 1, zuletzt geéndert durch die Verordnung (EU) 2021/2280, ABI.
Nr. L 473S.1;

Zeugnisse Uber Dienstleistungen;
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26. von inlédndischen Gerichten ausgestellte Zeugnisse; in Justizverwaltungsangelegenheiten jedoch
nur, wenn hieflr eine Justizverwaltungsgeblhr vorgesehen ist;

27. Strafregisterbescheinigungen, die als Nachweis der personlichen Eignung zur Verwendung als
ehrenamtliche Sanitater geméaR § 14 Abs. 1 Z 1 Sanitétergesetz dienen;

28. Zeugnisse, die fir Zwecke der Verleihung oder Erstreckung der Verleihung der dsterreichischen
Staatsburgerschaft ausgestellt werden;

29. Diebstahls- und Verlustanzeigebestatigungen, die auch als Berechtigung verwendet werden
kdénnen;

30. Bestétigungen Uber die Antragstellung geméaR Artikel 18 Abs. 1 lit. b des Abkommens uber den
Awustritt des Vereinigten Kdnigreichs GroBbritannien und Nordirland aus der Europaischen Union
und der Europdischen Atomgemeinschaft (Austrittsabkommen).

(3) Die Bestatigung Uber die Antragstellung gemaR Artikel 18 Abs. 1 lit. b des Abkommens (iber den
Austritt des Vereinigten Kdnigreichs Grof3britannien und Nordirland aus der Europdischen Union und der
Europdischen Atomgemeinschaft (Austrittsabkommen) ist von den Verwaltungsabgaben des Bundes
befreit.

(Anm.: Tarifpost 15)
15. Zulassungsscheine und Uberstellungsfahrtscheine (88 41 und 46 KFG, BGBI. Nr. 267, in der
jeweils geltenden Fassung)

(1) Bescheinigungen, die von einer gemdal § 40a KFG 1967, BGBI. Nr. 267, in der jeweils geltenden
Fassung, eingerichteten Zulassungsstelle
a) aus AnlaB der Zulassung zum Verkehr Uber die erfolgte Zulassung ausgestellt

werden (Zulassungsschein), feste Gebuhr ... 119,80 Euro,
b) Uber die erteilte Bewilligung von Uberstellungsfahrten ausgestellt werden
(Uberstellungsfahrtschein), feste GebUhr ..............coovieiiiiiii, 83,60 Euro.

(2) Die Gebuhrenschuld entsteht mit der Ausfertigung des  Zulassungsscheines
(Uberstellungsfahrtscheines) durch die Zulassungsstelle. Gebiihrenschuldner ist derjenige, fir den oder in
dessen Interesse der Zulassungsschein (Uberstellungsfahrtschein) ausgestellt wird. Die Gebiihr ist bei der
Zulassungsstelle einzuzahlen. § 241 Abs. 2 und Abs. 3 BAO gilt sinngemdR. Die Zulassungsstelle darf
den Zulassungsschein (Uberstellungsfahrtschein) nur nach erfolgter Zahlung der Gebiihr aushandigen.

(3) Der Rechtstréger der Zulassungsstelle haftet fur die Gebihr. Er hat gesondert fur jede von ihm
eingerichtete Zulassungsstelle die Gebihr fir die in einem Kalendermonat erteilten Zulassungen und
bewilligten Uberstellungsfahrten bis zum 15. des nichstfolgenden Monats (Félligkeitstag) an das
Finanzamt Osterreich zu entrichten.

(4) Die Gebiihrenpflicht gemaR TP 14 fiir Zulassungsscheine (Uberstellungsfahrtscheine), die von
Behorden des Bundes oder der Lander ausgestellt sind, bleibt unberihrt.

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 144/2001)

Tarifpost
16 Fuhrerscheine
(1) Fuhrerscheine, ausgestellt

1. auf Grund der Erteilung der Lenkberechtigung ..............ooooiiiiiiiiiiinn. 60,50 Euro,
ausgenommen solche geméaR § 22 Abs. 1 FSG, BGBI. I Nr. 120/1997, in der jeweils geltenden
Fassung,

2. als DUPKIKAL ... 49,50 Euro,

3. auf Grund der Umschreibung einer auslandischen Lenkberechtigung ............ 60,50 Euro,

4. auf Grund der Verlangerung einer befristeten Lenkberechtigung .................. 49,50 Euro,

ausgenommen solche gemdR § 17a Abs. 2 FSG, BGBI. | Nr. 120/1997,
5. auf Grund der Ausdehnung der Lenkberechtigung auf weitere Klassen oder

UNEEIKIASSEN ..ot e 49,50 Euro,
6. auf Grund von sonstigen Anderungen oder Ergénzungen, ohne Riicksicht auf
ihre ANZahl ... ..o 49,50 Euro.
)
(Anm.: Z 1 aufgehoben durch Art. 6 Z 10, BGBI. | Nr. 108/2022)
2. Wiederausfolgung des Fuhrerscheines nach Ablauf der Entziehungsdauer ...... 39,60 Euro.
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(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 52/2009)

(4) Die in den Abs. 1 und 2 angefiihrten Amtshandlungen sind von den Verwaltungsabgaben des
Bundes befreit.

(5) Hinsichtlich des Entstehens der Gebiihrenschuld, des Gebihrenschuldners sowie des
Pauschalbetrages gilt § 14 Tarifpost 9 Abs. 4 und 5 sinngemal? mit der MalRgabe, dass der Pauschalbetrag
in den Fallen des Abs. 1 Z 1 und 3 je Schrift 21,80 Euro, in allen anderen Fallen 19,60 Euro je Schrift
oder Amtshandlung betragt. Die Behorde darf den Flhrerschein nur nach erfolgter Entrichtung der
Gebuhr aushandigen.

Tarifpost
17 EheschlieBung
(1) Verfahren zur Ermittlung der Ehefahigkeit..................ooooi, 50 Euro

(2) Eingaben, Protokolle, und Zeugnisse, die sich im Verfahren geméalR Abs. 1 ergeben, sind von der
Gebuhrenpflicht gemaR § 14 Tarifpost 6, 7 und 14 befreit. Heiratsurkunden, die unmittelbar im Zuge der
EheschlieBung ausgestellt werden, sind von der Gebiihrenpflicht gemaR § 14 Tarifpost 4 befreit.

(3) Ausléndische Schriften, die im Verfahren zur Ermittlung der Eheféhigkeit vorgelegt werden
(einschlieBlich darauf angebrachter Beglaubigungsvermerke)..................cccoeuvnnin. 80 Euro

(4) Die geméalR Abs. 3 vergebihrten Schriften sind von der Gebihrenpflicht gemaR § 14 Tarifpost 4,
13 und 14 befreit.

(5) Die Gebihrenschuld entsteht mit der Einbringung des Antrages auf Ermittlung der Eheféhigkeit.
Gebuhrenschuldner sind die Antragsteller zur ungeteilten Hand.

Tarifpost
18 Eingetragene Partnerschaft
(1) Ermittlungen der Féahigkeit eine eingetragene Partnerschaft zu begrinden............. 50 Euro.

(2) Eingaben, Protokolle, und Zeugnisse, die sich im Verfahren geméaR Abs. 1 ergeben, sind von der
Gebuhrenpflicht gemaR § 14 Tarifpost 6, 7 und 14 befreit. Partnerschaftsurkunden, die unmittelbar im
Zuge der Begriindung der eingetragenen Partnerschaft ausgestellt werden, sind von der Gebuhrenpflicht
geméR § 14 Tarifpost 4 befreit.

(3) Auslandische Schriften, die im Verfahren zur Ermittlung der Fahigkeit, eine eingetragene
Partnerschaft begriinden zu konnen, vorgelegt werden (einschlieBlich darauf angebrachter
BeglaubigungsSvermerke).........o.uuiniiit it 80 Euro

(4) Die geméal Abs. 3 vergebihrten Schriften sind von der Gebuhrenpflicht geméi § 14 Tarifpost 4,
13 und 14 befreit.

(5) Die Gebuhrenschuld entsteht mit der Einbringung des Antrages auf Ermittlung der Fahigkeit,
eine eingetragene Partnerschaft begriinden zu kdnnen. Gebuhrenschuldner sind die Antragsteller zur
ungeteilten Hand.

Tarifpost
19 Grenzuberschreitende Abfallverbringung
(1) Erledigungsgebuhr
1. Genehmigung einer Ein- und/oder Ausfuhr gem&R 8§69 Abs.1 des
Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 (AWG 2002), BGBI. | Nr. 102/2002, mit Bescheid........ 400 Euro

2. Genehmigung einer Durchfuhr gemaR § 69 Abs. 1 AWG 2002, mit Bescheid ................. 100 Euro
3. Vorabzustimmung gemaR § 71a AWG 2002, mit BeSCheid .........ccccvvevriveies covvvivrvineenne 850 Euro
4. Anderung einer Genehmigung gemaR § 69 Abs. 1 oder § 71a AWG 2002, mit

BESCNEIA ... e b eabe b eae e aneas 100 Euro

(2) Die Gebuhrenschuld fur Erledigungen gemaR Abs. 1 entsteht mit deren Hinausgabe.
(3) Gebuhrenschuldner ist derjenige, fiir den oder in dessen Interesse die Erledigung ausgestellt wird.

(4) Die Ansuchen um Ausstellung der in Abs. 1 angefiihrten Schriften sind von der Gebiihrenpflicht
des § 14 Tarifpost 6 befreit.

(5) Die Ausstellung der in Abs. 1 angefihrten Schriften und die Vornahme der darin angefiihrten
Amtshandlungen sind von den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.
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Tarifpost
20 Zivilluftfahrtwesen
(1) Erledigungsgebuhr

1. Bewilligung einer Aulenlandung und eines AuBenabfluges geméR § 9 Abs. 2 des
Luftfahrtgesetzes (LFG), BGBI. Nr. 253/1957, je Bewilligung fur einen Ort und

€INEN ZEITFAUM ..oiiiiiii et 23 Euro
jedoch nicht mehr als 115 Euro
la. Allgemeine Bewilligung gemaR § 9 Abs. 2a LFG...........cccevennee. 115 Euro
2. Bewilligung des Abwerfens von Sachen gemdafR § 133 Abs. 2 LFG, je Bewilligung
fur einen Ort und einen Zeitraum .........cocvvveverinienensie e 43,90 Euro

jedoch nicht mehr als 131,70 Euro
(2) Die Gebuhrenschuld fir Erledigungen geméaR Abs. 1 entsteht mit deren Hinausgabe.
(3) Gebuhrenschuldner ist derjenige, flr den oder in dessen Interesse die Erledigung ausgestellt wird.

(4) Die Ansuchen um Ausstellung der in Abs. 1 angefithrten Schriften sind von der Gebuhrenpflicht
des § 14 Tarifpost 6 befreit.

(5) Die Ausstellung der in Abs. 1 angefiihrten Schriften und die Vornahme der darin angefuhrten
Amtshandlungen sind von den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

(6) Erfolgt die Bewilligung gemall Abs. 1 Z 1, Z 1a und Z 2 durch eine Behérde eines Landes, steht
dieser Gebietskorperschaft je Bewilligung ein Pauschalbetrag zu. Dieser betrégt in den Fallen

1.deSADS. LZ Lo 6,50 Euro
jedoch nicht mehr als 32,50 Euro
12, deS ADS. 1 Z 18 coeeiceiiiceeece et e 32,50 Euro
2.08S ADS. 1 Z 2 oo 21,80 Euro
jedoch nicht mehr als 65,40 Euro
Tarifpost

21 Ausweise fur Personenbeforderungsgewerbe mit Pkw (Taxi)

(1) Ansuchen um Ausstellung eines Ausweises fur Personenbeférderungsgewerbe mit Pkw (Taxi)
gemé&R 8§ 4 und 5 der Betriebsordnung fir den nichtlinienmaRigen Personenverkehr (BO 1994), BGBI.
Nr. 951/1993, in der Fassung der Verordnung BGBI. Il Nr. 408/2020 40 Euro

(2) Ausstellung eines Ausweises fiir Personenbeférderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) gemal 8§ 4 und
5 der Betriebsordnung fir den nichtlinienméRigen Personenverkehr (BO 1994), BGBI. Nr. 951/1993, in
der Fassung der Verordnung BGBI. Il Nr. 408/2020 30 Euro

(3) Wiederausfolgung des Ausweises fur Personenbeférderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) 40 Euro

(4) Die Gebuhrenschuld fir das Ansuchen um Ausstellung eines Ausweises fir
Personenbeforderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) entstent mit der Einbringung des Antrages. Die
Gebuhrenschuld fir die Ausstellung des Ausweises fiir Personenbeforderungsgewerbe mit Pkw (Taxi)
entsteht mit dessen Hinausgabe.

(5) Gebihrenschuldner ist im Falle des Abs. 1 der Antragsteller und im Falle des Abs. 2 derjenige,
flr den oder in dessen Interesse der Ausweis ausgestellt wird.

(6) Ist eine positive Erledigung des Ansuchens um Ausstellung eines Ausweises flr
Personenbefdrderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) aufgrund der Aktenlage im Zeitpunkt der Antragstellung
wahrscheinlich, hat die Behdrde vom Gebiihrenschuldner bei Uberreichung des Ansuchens eine
Vorauszahlung der Gebuhr gemaR Abs. 2 zu verlangen. Die Vorauszahlung ist auf Antrag zu erstatten,
wenn keine Gebiihrenschuld entsteht. § 241 Abs. 2 und 3 BAO gelten sinngemaRl. Die Behdrde darf den
Ausweis fur Personenbefdrderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) nur nach erfolgter Entrichtung der Geblhr
aushandigen.

(7) Die Ansuchen um Ausstellung und Wiederausfolgung eines Ausweises fir
Personenbeférderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) sind von der Gebiihrenpflicht des § 14 Tarifpost 6 befreit.
Der Ausweis fiir Personenbeférderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) ist von der Gebihrenpflicht des § 14
Tarifpost 14 befreit.

(8) Die Ausstellung eines Ausweises fur Personenbeforderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) und die in
diesem Verfahren vorgenommenen Amtshandlungen sowie die Wiederausfolgung des Ausweises fir
Personenbeférderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) sind von den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.
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(9) Erfolgt die Ausstellung eines Ausweises flr Personenbeférderungsgewerbe mit Pkw (Taxi) durch
eine Behdrde eines Landes, steht dieser Gebietskdrperschaft je Ausweis ein Pauschalbetrag von 30 Euro
zu.

Tarifpost
22 Fahrerqualifizierungsnachweise

(1) Ansuchen um Ausstellung eines Fahrerqualifizierungsnachweises gemaR § 14 Abs. 3 der
Grundgqualifikations- und Weiterbildungsverordnung — Berufskraftfahrer (GWB), BGBI. 11 Nr. 139/2008,
in der Fassung der Verordnung BGBI. 11 Nr. 531/2021 50 Euro

(2) Die Gebuhrenschuld entsteht mit der Einbringung des Antrages.
(3) Gebuhrenschuldner ist der Antragsteller.

(4) Der Antrag auf Ausstellung eines Fahrerqualifizierungsnachweises ist von der Gebihrenpflicht
des § 14 Tarifpost 6 befreit. Der Fahrerqualifizierungsnachweis ist von der Gebihrenpflicht des § 14
Tarifpost 14 befreit.

(5) Die Ausstellung eines Fahrerqualifizierungsnachweises und die in diesem Verfahren
vorgenommenen Amtshandlungen sind von den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

(6) Die Behorde darf den Fahrerqualifizierungsnachweis nur nach erfolgter Entrichtung der Gebihr
aushandigen.

(7) Erfolgt die Ausstellung eines Fahrerqualifizierungsnachweises durch eine Behdrde eines Landes,
steht dieser Gebietskorperschaft je Nachweis ein Pauschalbetrag von 20 Euro zu.

Tarifpost
23 Ausnahmebewilligung zum zeitlich unbeschrénkten Parken in Kurzparkzonen

(1) Antrag auf Erteilung einer Ausnahmebewilligung zum zeitlich unbeschréankten Parken in
Kurzparkzonen gemal §45 Abs.2 oder 4 der Stralenverkehrsordnung 1960 (StVO. 1960), BGBI.
Nr. 159/1960, 14,30 Euro.

(2) Die Gebuhrenschuld fir Antrdge gemal Abs. 1 entsteht mit der Einbringung des Antrages.
(3) Gebihrenschuldner ist derjenige, in dessen Interesse der Antrag gestellt wird.
(4) Antrage gemal Abs. 1 sind von der GebUhrenpflicht des § 14 Tarifpost 6 befreit.

(5) Wird der Antrag auf elektronischem Weg unter Inanspruchnahme der Funktion Elektronischer
Identitatsnachweis (E-ID) gemaR den §§ 4 ff E-Government-Gesetz (E-GovG), BGBI. | Nr. 10/2004,
gestellt, ermaRigt sich die Antragsgebihr gemal Abs. 1 auf 8,60 Euro.

(6) Liegt dem Verfahren kein schriftlicher Antrag zu Grunde, ist das Entrichten der fur die Erteilung
einer Ausnahmebewilligung anfallenden Gemeindeabgaben an die Behérde als Antrag zu werten.

(7) Von der Gebihrenpflicht befreit sind Antrage auf Erteilung einer Ausnahmebewilligung zum
zeitlich unbeschrankten Parken in Kurzparkzonen

1. gemdl § 45 Abs. 2 StVO. 1960, die binnen 3 Monaten ab Einbringung zurlickgezogen werden,
und

2. gemaR 8 45 Abs. 4 StVO. 1960, die binnen 4 Wochen ab Einbringung zuriickgezogen werden.
Tarifpost
24 Verfahren nach dem Sprengmittelgesetz 2010
(1) Erledigungsgebiihr
1. Allgemeine  Herstellungsbefugnis gemdR den 8813 his 15 des

Sprengmittelgesetzes 2010 (SprG), BGBI. | Nr. 121/2009.........ccccccevivevieer voveiieieesieene 245 Euro
2. Bewilligung der Bestellung des Verantwortlichen fur die Herstellung sowie des

Stellvertreters gemal § 16 ADS. 2 SPIG....c.coviiiiiiiieiieee e e 35 Euro
3. Erzeugungsgenehmigung gemaR § 13 Abs. 3 in Verbindung mit 8 17 SprG ............c.c..... 45 Euro
4. Handelsbefugnis gemé&R den §8 19 und 20 SPIG .......ccooveirinieiineneiniieies e, 140 Euro
5. Bewilligung der Bestellung des Verantwortlichen fiir den Handel gemal §21

AADS. 2 SPIG. bbb bt en Sabe st nae e areereenes 35 Euro
6. Sprengmittelschein gemaR § 22 in Verbindung mit § 24 oder § 25 SprG.... ...ccccevervvnene, 40 Euro
7. SchieBmittelschein geméaR § 23 in Verbindung mit § 24 oder § 25 SprG.... ...coocecvveriencnnen. 40 Euro

8. Bewilligung der Bestellung des Beauftragten fiir Schie3- und Sprengmittel geman
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8 26 ADS. 4 SPIG ...ttt e ebe ettt are s 40 Euro

9. Bewilligung der Verbringung, Ein- und Durchfuhr von SchieR- und Sprengmitteln
gemal den 88 29 DIS 32 SPIG .....ociiuiiciiiieieit et e 35 Euro

10. Genehmigung eines Lagers sowie Anderung eines bestehenden Lagers gemaR § 34
in Verbindung Mt 8 35 SPIG......ciiiiiiiiiii e et 110 Euro

11. Bewilligung der Herstellung von Sprengstoffen in Mischladegeréten gemdl § 36
SPIG e e 260 Euro

(2) Die Gebuhrenschuld fur Erledigungen geméaR Abs. 1 entsteht mit deren Hinausgabe.
(3) Gebuhrenschuldner ist derjenige, fiir den oder in dessen Interesse die Erledigung ausgestellt wird.

(4) Die Antrage auf Ausstellung der in Abs. 1 aufgezahlten Schriften sind von der Gebiihrenpflicht
des § 14 Tarifpost 6 befreit. Schriften gemaR Abs. 1 sind von der Gebihrenpflicht des § 14 Tarifposten 2
und 14 befreit. Protokolle (Niederschriften), die in den Verfahren zur Ausstellung der Schriften gemaR
Abs. 1 errichtet werden, sind von der Gebuhrenpflicht des § 14 Tarifpost 7 befreit.

(5) Die Ausstellung der in Abs.1 angefiihrten Schriften und die in diesen Verfahren
vorgenommenen Amtshandlungen sind von den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

(6) Erfolgt die Ausstellung einer Schrift gemall Abs. 1 durch eine Behorde eines Landes oder einer
Gemeinde, steht dieser Gebietskorperschaft ein Pauschalbetrag zu. Dieser betrdgt in den Féllen

1. des Abs. 1 Z 7 je SprengmittelSChein ..o e 20 Euro,

2. des Abs. 1 Z 8 je SchieBmitteISCEIN ........coiiiiiiiiiirec e e 20 Euro,

3.des AbS. 1 Z 9 je BEWIlTIGUNG .....coveiiiiiicieieeetc et eeeeie b 20 Euro.
Tarifpost

25 Verfahren zur Erteilung von Genehmigungen oder Bescheinigungen im Zusammenhang mit
Exemplaren wildlebender Tier- und Pflanzenarten
(1) Antragsgebiihr
1. Antrag auf Erteilung von Genehmigungen oder Bescheinigungen nach der Verordnung (EG)
Nr. 338/97, fur

a) lebende Tiere des Anhangs A (Saugetiere und VOgel)......c.cccevveviveviveis cvviievie e 45 Euro
b) sonstige lebende Tiere und lebende Pflanzen des Anhangs A.......ccccoeer voevvnvvnneeene 15 Euro
c) lebende Tiere und lebende Pflanzen des Anhangs B oder C .........cccccevet vovveiieenieieenne. 15 Euro
d) tote Tiere und tote Pflanzen des Anhangs A, ihre Teile oder aus ihnen
gewonnene Erzeugnisse, inklusive Jagdtrophéen und Antiquitaten ........ .cc.coceevveieenn. 45 Euro
e) Exemplare des Anhangs B flr Jagdtroph&en und AntiquUitaten .............. cooevvineieenne. 45 Euro
f) tote Tiere und tote Pflanzen des Anhangs B oder C, ihre Teile oder aus ihnen
JEWONNENE EXZEUGNISSE...c.viivieieeiiesiiesiee st e steeste et e e st et e te e teeaesaesneeas sabeesseenseeneenneenes 10 Euro
2. Antrag auf Erteilung von Wanderausstellungsbescheinigungen,
Reisebescheinigungen, Musterkollektionsbescheinigungen oder

Musikinstrumentenbescheinigungen fir Tiere und Pflanzen des Anhangs A, B oder
C, ihre Teile oder aus ihnen gewonnene Erzeugnisse nach der Verordnung (EG)
I T2 1 T 45 Euro

(2) Wurde bereits eine Genehmigung oder Bescheinigung erteilt und wird wegen eines Verlustes
oder Diebstahls deren erneute Ausstellung beantragt, erhdht sich die in der entsprechenden Ziffer des
Abs. 1 festgelegte Gebiihr um 10 vH.

(3) Die Antragsgebihr fiir beantragte Genehmigungen oder Bescheinigungen nach Abs. 1 ist je
beantragter Art zu entrichten.

(4) Die im Bundesministerium fur Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitt, Innovation und
Technologie registrierten  wissenschaftlichen Einrichtungen sind von der Verpflichtung zur
Gebuhrenentrichtung befreit.

(5) Die Gebuhrenschuld fur Antrage gemal Abs. 1 entsteht mit der Einbringung des Antrages.
(6) Gebuhrenschuldner ist derjenige, in dessen Interesse die Eingabe eingebracht wird.

(7) Die Ausstellung der in Abs. 1 beantragten Schriften und die in diesen Verfahren vorgenommenen
Amtshandlungen sind von den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

www.ris.bka.gv.at Seite 16 von 17



R | S Bundesrecht konsolidiert

Anmerkung
[CELEX-Nr.: 32021L.1883] (TP 6 Abs. 3 lit. aund TP 8 Abs. 4 Z 1 lit. a und Abs. 6)

Zuletzt aktualisiert am
03.01.2024

Gesetzesnummer
10003882

Dokumentnummer
NOR40254886

www.ris.bka.gv.at Seite 17 von 17



	1 Abschriften
	2 Amtliche Ausfertigungen
	4 Auszüge
	5 Beilagen
	6 Eingaben
	7 Protokolle (Niederschriften)
	8 Einreise- und Aufenthaltstitel
	9 Reisedokumente
	10 Schriften in Patent-, Gebrauchsmuster-, Marken- und Musterangelegenheiten
	11 Waffendokumente
	12 Ausländerbeschäftigungsverfahren
	13 Unterschriftsbeglaubigungen
	14 Zeugnisse
	15. Zulassungsscheine und Überstellungsfahrtscheine (§§ 41 und 46 KFG, BGBl. Nr. 267, in der jeweils geltenden Fassung)
	16 Führerscheine
	17 Eheschließung
	18 Eingetragene Partnerschaft
	19 Grenzüberschreitende Abfallverbringung
	20 Zivilluftfahrtwesen
	21 Ausweise für Personenbeförderungsgewerbe mit Pkw (Taxi)
	22 Fahrerqualifizierungsnachweise
	23 Ausnahmebewilligung zum zeitlich unbeschränkten Parken in Kurzparkzonen
	24 Verfahren nach dem Sprengmittelgesetz 2010
	25 Verfahren zur Erteilung von Genehmigungen oder Bescheinigungen im Zusammenhang mit Exemplaren wildlebender Tier- und Pflanzenarten

